
	[image: image1.jpg]



	

	
	EUROPÄISCHES PARLAMENT
	2009 - 2014


<Commission>{EMPL}Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten</Commission>
<RefProc>2010/2157(INI)</RefProc>
<Date>{19/04/2011}19.4.2011</Date>
<TitreType>STELLUNGNAHME</TitreType>
<CommissionResp>des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten</CommissionResp>
<CommissionInt>für den Ausschuss für regionale Entwicklung</CommissionInt>
<Titre>zum demografischen Wandel und zu seinen Folgen für die künftige Kohäsionspolitik der EU</Titre>
<DocRef>(210/2157(INI))</DocRef>
Verfasserin der Stellungnahme: <Depute>Sari Essayah</Depute>
PA_NonLeg
VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für regionale Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
1.
stellt fest, dass demografische Projektionen zu den Altersquotienten eine zunehmende Polarisierung zwischen den Regionen erkennen lassen, da es bis zum Jahr 2020 40 Regionen geben wird, in denen der Altersquotient mindestens 25 % über dem EU-Durchschnitt liegen wird, und somit ernste Herausforderungen bevorstehen, nicht nur was die Rentensysteme und die Systeme der Gesundheitsfürsorge, sondern auch was die Pflege älterer Menschen, die Qualifikation und Ausbildung der Arbeitskräfte und viele andere soziale Fragen betrifft;

2.
stellt fest, dass sich hinter der Alterung der europäischen Gesellschaft beträchtliche regionale Ungleichheiten verbergen und dass es aufgrund der Tatsache, dass die nationalen Angaben zu den demografischen Veränderungen unterschiedliche lokale Realitäten verschleiern, bisweilen schwierig ist, den erforderlichen Bedarf an Infrastrukturen und Finanztransfers auf der Ebene der Zentralregierungen zu ermitteln; fordert die Kommission auf, zur Verbesserung der Qualität und der Zuverlässigkeit der statistischen Daten zu den demografischen Entwicklungen beizutragen;

3.
stellt fest, dass eine höhere Lebenserwartung, eine geringere Fruchtbarkeit und die Migration einen demografischen Wandel ausgelöst haben, wobei beträchtliche territoriale Schwankungen in Europa und große Unterschiede zwischen Mitgliedstaaten, zwischen Regionen und zwischen Städten und manchmal auch innerhalb der Städte selbst festzustellen sind;

4.
ist der Auffassung, dass eine höhere Lebenserwartung ein positiver Faktor ist und auch so gesehen werden sollte; fordert deshalb die EU auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass Rentner, vor allem diejenigen, denen der Abstieg in die Armut droht und die nicht in der Lage sind, sich eine Wohnung zu leisten oder für sich selbst aufzukommen, nicht in Armut geraten;

5.
ist der Auffassung, dass die jüngste Finanz- und Wirtschafskrise die Lage verschlechtert hat, was die demografischen Entwicklungen in Europa betrifft, und eine Lösung des Problems erschwert;

6.
erkennt jedoch an, dass die Migration insbesondere den Regionen, die mit einer Nettoabwanderung konfrontiert sind, die Möglichkeit bietet, den negativen Auswirkungen des demografischen Wandels entgegenzuwirken, und fordert die Mitgliedstaaten deshalb auf, die Integration von Migranten als eine strategisch wichtige politische Maßnahme anzusehen;

7.
stellt fest, dass die Bewältigung des demografischen Wandels wichtig sein wird, wenn die Zielvorgaben der Strategie Europa 2020 im Hinblick auf intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum verwirklicht werden sollen; ist in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass das Altern als Chance und nicht als Belastung angesehen werden sollte und dass die Strukturfonds den Mitgliedstaaten, Regionen und Städten entsprechende Möglichkeiten bieten;

8.
hebt hervor, dass der demografische Wandel, insbesondere eine alternde Bevölkerung, deutliche Auswirkungen auf die Bereitstellung sozialer Infrastrukturen wie Rentensysteme, Betreuung und Gesundheitswesen haben, und dass die regionalen Behörden den sich ändernden Bedarf unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen decken müssen;

9.
ist der Auffassung, dass ergänzend zum BIP weitere Indikatoren als Kriterien für die Zuweisung von Mitteln im Rahmen der künftigen Kohäsionspolitik der EU berücksichtigt werden sollten, wozu unter dem Gesichtspunkt des demografischen Wandels insbesondere der Altersquotient gehört; betont jedoch, wie wichtig auch andere soziale Indikatoren in diesem Zusammenhang sind, und stellt fest, dass viele wichtige Indikatoren in der Stellungnahme des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten zu dem Bericht „Das BIP und mehr – Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ (2010/2088(INI)) aufgelistet werden, um den Herausforderungen, die sich Europa stellen, wirkungsvoller zu begegnen;

10.
ist der Auffassung, dass der demografische Wandel schwerwiegende Auswirkungen in jeder Region hat und unterschiedliche Anpassungsstrategien erfordert, je nachdem, ob es sich um eine Einwanderungsregion oder eine Region mit rückläufiger demografischer Entwicklung handelt; ist der Auffassung, dass Lebensqualität in den Regionen mit rückläufiger Bevölkerungsentwicklung, bei denen es sich in der Mehrheit um ländliche Regionen handelt, anders definiert wird als in den Regionen mit Bevölkerungswachstum und deshalb differenzierte Unterstützungsstrategien erforderlich sind;

11.
unterstreicht, dass der Europäische Sozialfonds (ESF) als wesentliche Ressource angesehen werden sollte, um Ausbildungsmöglichkeiten mit dem Ziel einer Steigerung der Beschäftigung zu unterstützen sowie die berufliche Neuorientierung und die soziale Integration von Frauen, jungen Menschen und älteren Bürgern zu verbessern; fordert die Ausschöpfung des vollen Potenzials des ESF auf diesem Gebiet;

12.
stellt fest, dass alle Regionen, einschließlich der Regionen mit einer Nettoabwanderung, über ein spezifisches Potenzial in einer Reihe von Bereichen verfügen; fordert die Mitgliedstaaten auf, innerhalb ihres Politikrahmens Strategien Vorrang einzuräumen, die es solchen Regionen gestatten, ihr eigenes Entwicklungspotenzial voll auszuschöpfen, da die Erfahrung zeigt, dass dies Anreize für lokale und regionale Akteure im wirtschaftlichen und sozialen Bereich bieten kann, sodass die Regionen mit einer Nettoabwanderung wieder attraktiver werden und der Abwanderungstrend umgekehrt werden kann; nimmt in diesem Zusammenhang die Bedeutung des ESF zur Kenntnis und fordert integrierte Programme auf regionaler Ebene, damit eine bessere Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem ESF sowie auch mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und der Umweltpolitik entsteht, die es möglich macht, die Entwicklungsbedürfnisse ländlicher Gebiete wirkungsvoll zu befriedigen, und vertritt die Auffassung, dass alle Maßnahmen der Kohäsionspolitik durchweg ergebnisorientiert und auf nachhaltige Entwicklung, Beseitigung der Armut, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und andere Ziele der Strategie Europa 2020 ausgerichtet sein sollten; fordert eine Kohäsionspolitik, die einen ergebnisorientierten Ansatz verfolgt und messbare Ziele und Ergebnisindikatoren festlegt, um eine fortlaufende Bewertung zu ermöglichen; fordert eine Bewertung und Überprüfung der Ergebnisse, die mit den aus dem ESF zugewiesenen Mitteln erzielt worden sind;

13.
fordert, im Rahmen des ESF die Arbeitsbedingungen und Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Menschen zu verbessern und Anreize dafür zu schaffen, länger als bisher zu arbeiten, verlangt Fortbildungsmaßnahmen für Arbeitnehmer, damit diese sich den sich wandelnden Ansprüchen der Arbeitswelt anpassen können, und fordert dazu auf, ältere Unternehmer zu unterstützen;

14.
ist der Auffassung, dass die Mittel aus dem ESF dazu genutzt werden sollten, die Entwicklung von Betreuungsdiensten zu unterstützen, einschließlich einer langfristigen Betreuung für ältere Menschen im Sinne eines neuen potenziellen Wachstumssektors für den Dienstleistungsmarkt sowie als Instrument zur Erzielung höherer Beschäftigungsquoten, insbesondere unter weiblichem Pflegepersonal;

15.
schlägt vor, dass die vom ESF gebotenen Möglichkeiten stärker genutzt werden, um lokales soziales Kapital für lokale und bürgernahe Dienstleistungen verfügbar zu machen, um den besonderen Bedürfnissen älterer Menschen Rechnung zu tragen und sie zu befähigen, so lange wie möglich ein selbstbestimmtes Leben zu führen; weist ferner darauf hin, dass Regionen, die mit einer Nettoabwanderung konfrontiert sind, Maßnahmen ergreifen müssen, um so weit wie möglich eine natürliche Mischung der Bevölkerung zu bewahren, insbesondere indem für Kinderbetreuungseinrichtungen, attraktive Bildungsinfrastrukturen und universalen Zugang zu anderen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse Sorge getragen wird;

16.
fordert, durch die Einführung und Anpassung innovativer Produkte und Verfahren vorteilhafte Bedingungen für Unternehmen und insbesondere für KMU zu schaffen;

17.
ist der Ansicht, dass die Schaffung interaktiver Verbindungen zwischen Forschungseinrichtungen und Vertretern der Wirtschaft gefördert werden muss;

18.
vertritt die Auffassung, dass es in Europa unter sozial- und wirtschaftspolitischem Aspekt keine Gebiete in Randlage geben sollte und dass, um dies zu erreichen, bestimmte Konzepte und Maßnahmen umgesetzt werden sollten, wie eine Politik, die jungen Menschen einen Anreiz bietet, in den Gebieten in Randlage zu bleiben oder dorthin zu ziehen, und die den dort lebenden Menschen ein Auskommen bietet; stellt fest, dass in Regionen mit einer Nettoabwanderung innovative und dezentrale Konzepte bei den sozialen Infrastrukturen zusammen mit einem hohen Maß an aktiver Bürgerschaft die Lebensqualität verbessern und Faktoren sind, die die wirtschaftliche Stabilität – auch unter jungen Menschen – stärken; vertritt die Ansicht, dass die regionale Wirtschaft und die regionalen Strukturen zukunftsgerichteter Erneuerung bedürfen, um auf die Bewältigung der Auswirkungen des Alterns der Bevölkerung vorbereitet zu sein, und dass die Regionen, in denen die Bevölkerung besonders schnell altern wird, als Testgebiete dienen könnten, um innovative Lösungen für regionale Probleme zu erproben und zu fördern, welche durch einen raschen demografischen Wandel verursacht werden, wobei man sich vor Augen halten muss, dass im Sozialwesen und bei Dienstleistungen zusätzliche Innovationen in vielen Bereichen erforderlich sein werden, wie beispielsweise:

–
Vereinbarkeit von Familienleben und Berufstätigkeit einschließlich finanzieller und angemessener Unterstützung für die Infrastrukturen sowie Anerkennung von Betreuungsleistungen;

–
Unterstützung der Beschäftigung älterer Personen mittels einer größeren Flexibilität bei den Beschäftigungsverhältnissen;

–
Maßnahmen gegen die Marginalisierung von Regionen und zur Entwicklung rückständiger Regionen;

–
Gewährleistung einer ausreichenden, universalen Bereitstellung von qualitativ hochwertigen grundlegenden Diensten von allgemeinem Interesse, einschließlich von Pflegediensten für ältere Menschen, da der universale Zugang zu sozialen Dienstleistungen ein Grundrecht ist und der Grundsatz der Solidarität gewahrt werden muss, auch wenn demografische Ungleichgewichte angegangen werden;

–
Erhöhung der Produktivität im Gesundheits- und Pflegesektor für ältere Menschen durch den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien;

–
Maßnahmen mit dem Ziel, dass die alternde Bevölkerung gesund und aktiv bleibt und selbstständig zu Hause wohnen bleiben kann, sowie Mobilisierung des Potenzials älterer Arbeitnehmer, Unternehmer und ehrenamtlich tätiger Personen durch Förderung ihrer Beschäftigungsfähigkeit, Ausbildung und Bildung; Wahrung der wirtschaftlichen Beteiligung und der Entwicklung der Fertigkeiten (z. B. durch Ausbildung) einer alternden Bevölkerung durch eine gründliche Reform der Laufbahnentwicklung für ältere Arbeitnehmer ab 50 Jahren, die gegenwärtig oftmals unter Diskriminierung bei den Einstellungsverfahren, einem unangemessenem Zugang zur Ausbildung, einschließlich im Hinblick auf den Erwerb neuer Fertigkeiten und Technologiekenntnisse, und der fehlenden Anerkennung des Wertes von Erfahrung konfrontiert sind;

–
Ergreifung konkreter Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten, um durch die Sicherstellung des gleichberechtigten Zugangs aller zu medizinischer Grundversorgung und die Verbesserung der Qualität sowie der Sicherheit der medizinischen Behandlung ein gesundes Altern zu fördern;

–
Reaktion auf die stufenweise Verschlechterung des Zustands von älteren Menschen durch Bereitstellung von entsprechenden Bildungsangeboten, die Vermittlung von Fertigkeiten und ein Angebot an Ausbildungsmaßnahmen, um zu gewährleisten, dass ältere Menschen nicht unter sozialer Ausgrenzung leiden und schutzbedürftige Gruppen wie Migranten, Menschen mit einer Behinderung und ältere Menschen an Ausbildungsmaßnahmen zur Verbesserung ihres Zugangs zu Informations- und Kommunikationstechnologien teilnehmen können;

–
Ermutigung der Binnenmigration, um die Bedürfnisse des regionalen Arbeitsmarktes zu erfüllen, da hochqualifizierte Migranten für einige Bereiche der regionalen Wirtschaft wichtig sein könnten;

19.
begrüßt in diesem Zusammenhang den Vorschlag der Kommission für eine Pilotpartnerschaft „Aktives und gesundes Altern“, von der die Koordinierung ausgehen kann, die im Hinblick auf die Einführung der genannten Innovationen erforderlich ist; verlangt, dass die Haushaltsmittel für Kohäsionspolitik flexibler als bisher gestaltet werden, damit neue Ideen und Ansätze getestet und Risiko- und Experimentierfreude gefördert werden können;

20.
stellt fest, dass die Regional- und die Strukturpolitik im gegenwärtigen Programmplanungszeitraum auf an Fonds gekoppelten Programmen beruhen, und ist der Auffassung, dass die Maßnahmen der Strukturfonds im nächsten Programmplanungszeitraum in einem einzigen Programmdokument für die jeweilige regionale Ebene zusammengefasst werden sollten;

21.
macht auf die Notwendigkeit öffentlicher Ausgaben aufmerksam, die für Kleinkinder und kinderreiche Familien bestimmt sind, insbesondere für die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Kinderbetreuung und für den Schutz alleinstehender Mütter und alleinerziehender Eltern, die in besonderem Maße von sozialer Ausgrenzung, Isolation und Armut bedroht sind; unterstreicht, dass solche Leistungen von allgemeinem Interesse sind und zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie zur lokalen und regionalen Wirtschaftsentwicklung beitragen; fordert die Kommission auf, Beispiele für bewährte Praktiken in den Regionen bestimmter Mitgliedstaaten hervorzuheben;

22.
empfiehlt dementsprechend, die öffentlichen und privaten Investitionen im Bereich der Kinderbetreuung und des vorschulischen Bildungssystems miteinander zu verknüpfen;

23.
unterstreicht, dass es von grundlegender Bedeutung ist, einen angemessenen Zugang zu Dienstleistungen für die Betreuung von Kindern, älteren Menschen, Menschen mit einer Behinderung und anderer hilfsbedürftiger Personen sicherzustellen, um eine vollwertige und gleichberechtigte Teilnahme von Männern und Frauen am Arbeitsmarkt zu gewährleisten; weist darauf hin, dass dies Auswirkungen auf den Umfang der verfügbaren informellen Betreuungsmöglichkeiten haben wird;

24.
unterstreicht die Bedeutung des aktiven Eingreifens der öffentlichen Stellen, insbesondere durch die Präsenz von Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse, sowohl für Familien und Kinder als auch für die Aufnahme und die Betreuung von älteren Menschen und aller hilfsbedürftigen Personen;

25.
unterstreicht, dass die Tätigkeit von Freiwilligen und sozialen Netzen in Regionen mit rückläufiger Bevölkerungsentwicklung in starkem Maße dazu beiträgt, den Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung zu decken, jedoch kein Ersatz für die wesentliche Rolle sein kann, die die öffentlichen Stellen bei der Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse spielen; ist der Auffassung, dass dieses bürgerschaftliche Engagement anerkannt werden muss und dass seine Akteure als Partner der Regionalpolitik ermutigt werden müssen; unterstreicht, dass dies die Einleitung eines Prozesses zur Verbesserung der Kenntnisse bedingt, die es einer Region gestatten, die mit der demografischen Veränderung einhergehenden Herausforderungen anzugehen;

26.
fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Steuersysteme zu reformieren, um zu gewährleisten, dass Menschen mit einer unterbrochenen Beschäftigungsbiografie aufgrund der Verantwortung für die Betreuung von Kindern oder älteren Menschen bei den Altersrenten und den Leistungen der sozialen Sicherheit nicht benachteiligt werden;

27.
fordert, dass die künftigen ESF-Vorschriften einfacher zu handhaben sind und es damit kleinen Organisationen gestatten, besseren Nutzen aus den Mittelzuweisungen zu ziehen und innovative Projekte im sozialen Bereich zu entwickeln und zu verwalten; fordert die Kommission auf, innerhalb des künftigen ESF die Mittelausstattung für transnationale Pilotvorhaben auf EU-Ebene, in deren Rahmen sozial- und beschäftigungspolitische Maßnahmen ergriffen werden, aufzustocken, um innovative regionale, grenzüberschreitende und makroregionale Zusammenarbeit zu verstärken, um die durch den demografischen Wandel hervorgerufenen gemeinsamen Herausforderungen zu bewältigen;

28.
empfiehlt den Mitgliedstaaten und der Kommission, benutzerfreundliche Websites einzurichten, durch die die Bürger in Erfahrung bringen können, wohin die Fördermittel der EU-Kohäsionspolitik gehen und was mit ihnen tatsächlich erreicht wird;

29.
fordert eine stärkere Sensibilisierung für den potenziellen Beitrag, den schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen zu den Stärken einer Region leisten können und der eine Quelle des sozialen Zusammenhalts darstellt;

30.
fordert eine enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den nationalen statistischen Ämtern, die Informationen zu verschiedenen Bereichen – darunter Zahlenangaben zu Bevölkerung und Migration – liefern, um die Daten zu überwachen und demografische Entwicklungen zu analysieren und so einen Beitrag zu einer effizienteren Zuweisung von Mitteln überall in Europa entsprechend spezifischen Vorzügen und Erfordernissen zu leisten.
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